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1 Kindergeld für Volljährige in Ausbildung mit Erwerbstätigkeit 

Ein Anspruch auf Kindergeld für ein Kind, das das 18. aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat, 

besteht dann, wenn dieses für einen Beruf ausgebildet wird. Nach Abschluss einer erstmaligen 

Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird ein Kind nur berücksichtigt, wenn es keiner 

Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher 

Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis sind hingegen 

unschädlich. 

Haben volljährige Kindern bereits einen ersten Abschluss in einem öffentlich-rechtlich geordneten 

Ausbildungsgang erlangt, setzt der Kindergeldanspruch voraus, dass der weitere Ausbildungsgang noch 

Teil einer einheitlichen Erstausbildung ist und die Ausbildung die hauptsächliche Tätigkeit des Kindes bildet.  

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 11.12.2018 besteht hingegen kein Anspruch 

auf Kindergeld, wenn von einer berufsbegleitenden Weiterbildung auszugehen ist. Hier steht bereits die 

Berufstätigkeit im Vordergrund und der weitere Ausbildungsgang wird nur neben dieser durchgeführt. 

Anmerkung: Ein Indiz für eine berufsbegleitende Weiterbildung stellt die Tatsache dar, dass das 

Arbeitsverhältnis zeitlich unbefristet oder auf mehr als 26 Wochen befristet abgeschlossen wird und auf 

eine vollzeitige oder nahezu vollzeitige Beschäftigung gerichtet ist. Auch der Umstand, dass das 

Arbeitsverhältnis den erlangten ersten Abschluss erfordert, kann auf eine Weiterbildung im bereits 

aufgenommenen Beruf hinweisen. Mitentscheidend ist auch, ob sich die Durchführung des 

Ausbildungsgangs an den Erfordernissen der Berufstätigkeit orientiert (z. B. Abend- oder 

Wochenendunterricht).  

2 Stipendien mindern nicht die Werbungskosten für eine Ausbildung 

In seiner Entscheidung vom 15.11.2018 musste sich das Finanzgericht Köln (FG) mit der Frage befassen, 

inwieweit „Stipendien“ von den (vorweggenommenen) Werbungskosten eines Steuerpflichtigen in 

Zweitausbildung abziehbar sind, wie es im entschiedenen Fall das Finanzamt getan hat. 

Das FG kam jedoch zu dem Entschluss, dass die zur Bestreitung des allgemeinen Lebensunterhalts 

erhaltenen Stipendienzahlungen nicht die Werbungskosten für eine Zweitausbildung mindern dürfen und 

reduzierte die Anrechnung des Stipendiums um 70 %. Die Zahlung der Stipendien erfolgt nämlich sowohl 

für die Kosten der allgemeinen Lebensführung als auch zur Bestreitung von Bildungsaufwendungen. 

Demnach liegen keine Werbungskosten vor, soweit Bildungsaufwendungen ausgeglichen werden. 

Das FG ermittelte die nicht anzurechnenden Beträge anhand der allgemeinen Lebenshaltungskosten eines 

Studenten. Das Urteil ist rechtskräftig. 

3 BMF reagiert auf Steuernachforderungen bei Onlinehändlern 

Die Finanzverwaltung sah bei Onlinehändlern, die Onlinemarketing unter Einschaltung von nicht in 

Deutschland ansässigen Unternehmen betreiben, dies nicht mehr als Dienstleistung, sondern als 

„Nutzungsüberlassung von Rechten und ähnlichen Erfahrungen“ an. Danach wären Einkünfte mit einem 

Steuersatz von 15 % quellensteuerpflichtig. 

Nachdem bereits das Bayerische Staatsministerium der Finanzen und für Heimat mit einer 

Pressemitteilung Entwarnung gegeben hat, äußert sich auch das Bundesfinanzministerium dazu. Danach 
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unterliegen Vergütungen, die ausländische Plattformbetreiber und Internetdienstleister für die Platzierung 

oder Vermittlung von elektronischer Werbung auf Internetseiten erhalten, nicht dem Steuerabzug. 

Das gilt - in allen offenen Fällen – für Entgelte für Werbung bei Anfragen in Online-Suchmaschinen, über 

Vermittlungsplattformen, für Social-Media-Werbung, Bannerwerbung und vergleichbare sonstige 

Onlinewerbung und unabhängig davon, unter welchen Voraussetzungen die Vergütung aufgrund des 

konkreten Vertragsverhältnisses anfällt (z. B. Cost per Click, Cost per Order oder Cost per Mille, Revenue 

Share).  

4 Jobticket auch für Minijobber 

Seit dem 1.1.2019 sind Zuschüsse oder Sachbezüge des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer für die 

Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln (ohne Luftverkehr) für Fahrten zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte sowie für Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr in voller Höhe lohnsteuer- und damit 

auch sozialversicherungsfrei. Voraussetzung ist, dass sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Lohn 

bezahlt werden. Eine Lohn- oder Gehaltsumwandlung ist dagegen steuerschädlich. Diese Regelung gilt 

auch für Minijobber. 

Beispiel: Ein Minijobber verdient monatlich bereits 450 €. Eine Gehaltserhöhung würde die 450-€-Grenze 

überschreiten und den „Minijob“ gefährden. Der Arbeitgeber entschließt sich dafür, seinem Minijobber 

für die Fahrten zur Arbeit einen Zuschuss in Form eines sog. Jobtickets in Höhe von 50 € zu gewähren.  

Vorteil: Die Beschäftigung bleibt weiterhin ein Minijob, da es sich bei dem Jobticket um einen lohnsteuer- 

und sozialversicherungsfreien Sachbezug handelt, der nicht die 450-€-Grenze erhöht. In die ab 2019 

geltende neue Regelung werden auch private Fahrten im öffentlichen Nahverkehr in die Steuerbefreiung 

einbezogen. 

Anmerkung: Aufwendungen für ein Jobticket blieben bisher als Sachbezug nur bis zu einer Freigrenze von 

monatlich 44 € steuer- und sozialversicherungsfrei. Darüber hinaus bestand die Möglichkeit, 

steuerpflichtige Beträge pauschal zu versteuern. Mit der neuen Regelung kann der Arbeitgeber seinen 

Arbeitnehmern weiter „Gehaltsvorteile“ zukommen lassen, ohne die 450-€-Grenze zu überschreiten oder 

Pauschalsteuer zu bezahlen. 

5 Mehrfachbeschäftigungen bei 450-€-Jobbern 

Minijobber dürfen monatlich bis zu 450 € verdienen. Diese Grenze gilt nicht nur für den klassischen 450-€-

Minijob, sondern auch für die Prüfung der Berufsmäßigkeit bei kurzfristigen Minijobs. In der Praxis kommt 

es aber häufig vor, dass mehrere Minijobs nebeneinander ausgeübt werden. Hier gilt es ein paar 

Spielregeln zu beachten.  

Minijob neben kurzfristigem Minijob: Hier gilt der Grundsatz, dass nur Beschäftigungen derselben Art 

zusammenzurechnen sind. Ein Beschäftigter kann einen 450-€-Minijob neben einem kurzfristigen Minijob 

ausüben. Bei der Prüfung der Einhaltung der Entgeltgrenze sind auch nur die Arbeitsentgelte mehrerer 

nebeneinander ausgeübter 450-€- oder kurzfristiger Minijobs zusammenzurechnen. 

Minijobwechsel innerhalb eines Kalendermonats: Endet ein Minijob im Laufe eines Kalendermonats und 

wird anschließend bei einem anderen Arbeitgeber ein Minijob aufgenommen, erfolgt für diesen Monat 

keine Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte. 

Mehrere Minijobs ausschließlich im selben Kalendermonat: Werden mehrere Minijobs oder kurzfristige 

Minijobs aufgenommen, die jeweils in demselben Kalendermonat beginnen und enden, wird das Entgelt 

der Minijobs zusammengerechnet. Wird die Grenze von 450 € überschritten, so ist der später 
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aufgenommene Job kein 450-€-Minijob beziehungsweise kein kurzfristiger Minijob. Dies gilt auch dann, 

wenn die Minijobs bei unterschiedlichen Arbeitgebern ausgeübt werden. 

6 Steuerliche Anerkennung von Verlusten aus sonstigen Kapitalanlagen 

Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen jeder Art, 

wenn die Rückzahlung des Kapitalvermögens oder ein Entgelt für die Überlassung des Kapitalvermögens 

zur Nutzung zugesagt oder geleistet worden ist. Das gilt auch, wenn die Höhe der Rückzahlung oder des 

Entgelts von einem ungewissen Ereignis abhängt. Als Veräußerung gilt auch die Einlösung, Rückzahlung, 

Abtretung oder verdeckte Einlage in eine Kapitalgesellschaft. Demnach ist der Gewinn aus der 

Veräußerung einer sonstigen Kapitalforderung steuerpflichtig.  

Seit dem 1.1.2009 werden auch Erträge aus reinen Spekulationsanlagen (Vollrisikozertifikate) erfasst, da 

nunmehr sowohl die Höhe des Entgelts als auch die Höhe der Rückzahlung von einem ungewissen Ereignis 

abhängen darf. Dazu gehören auch Erträge aus sog. Knock-out-Zertifikaten. 

Mit Urteil vom 20.11.2018 entschied der Bundesfinanzhof (BFH) dazu, dass auch Verluste aus Knock-out-

Zertifikaten, die durch Erreichen der Knock-out-Schwelle verfallen, im Rahmen der Einkünfte aus 

Kapitalvermögen abziehbar sind. Damit wendet er sich gegen die Auffassung der Finanzverwaltung. 

Anmerkung: Mit diesem Urteil bestätigt der BFH seine Rechtsprechung, bei der seit Einführung der 

Abgeltungssteuer grundsätzlich sämtliche Wertveränderungen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen zu 

erfassen sind und dies gleichermaßen für Gewinne und Verluste gilt. 

7 A1-Bescheinigungen für Auslandsaufenthalte elektronisch anfordern 

Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer sind gesetzlich verpflichtet, jede grenzüberschreitende Tätigkeit innerhalb 

der EU/EWR und der Schweiz beim zuständigen Versicherungsträger anzuzeigen. Dies bedeutet, dass für 

jede noch so kurze grenzüberschreitende Dienstreise ab dem ersten Tag eine A1-Bescheinigung 

erforderlich ist. Das Entsendeformular A1 bescheinigt, welches Sozialsystem für einen Versicherten 

zuständig ist. 

Seit dem 1.1.2019 ist das elektronische Antrags- und Bescheinigungsverfahren über A1-Vordrucke 

verpflichtend. Für Arbeitgeber/Selbstständige gilt die elektronische Antragsregelung in begründeten 

Einzelfällen erst ab 1.7.2019.  

Arbeitnehmer müssen die Anträge bei der gesetzlichen Krankenkasse stellen und das Original dieser 

Bescheinigung bei ihren beruflichen Aufenthalten im Ausland mitführen. Privatversicherte und 

Selbstständige müssen den Antrag beim zuständigen Rentenversicherungsträger stellen. 

Bitte beachten! Eine Entsendung liegt nicht nur in den Fällen vor, in denen der Mitarbeiter für eine 

Dienstreise zur Durchführung eines Projekts im Ausland eingesetzt wird. Auch eine nur kurzzeitige 

Teilnahme an Messen, Meetings, Workshops, Konferenzen oder Seminaren, d. h. jeder berufliche 

Grenzübertritt, erfordert die Mitführung einer A1-Bescheinigung.  

Anmerkung: In vielen europäischen Ländern wird das Vorhandensein der A1-Bescheinigung mittlerweile 

streng kontrolliert und das Fehlen teilweise mit hohen Sanktionen und Bußgeldern bestraft.  

8 Unterricht nicht immer umsatzsteuerbefreit 

Der Bundesfinanzhof legte dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) die Frage zur Beantwortung vor, ob ein 

Fahrschulunterricht für die Fahrerlaubnisklassen B und C1, also für Kraftwagen, die zur Beförderung von 
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Personen ausgelegt und gebaut sind und deren zulässige Gesamtmasse 3,5 bzw. 7,5 Tonnen nicht 

überschreitet, ein von der Mehrwertsteuer befreiter Schul- und Hochschulunterricht ist. 

Im entschiedenen Fall machte eine private Fahrschule geltend, dass der von ihr erteilte Unterricht die 

Vermittlung von zugleich praktischen und theoretischen Kenntnissen umfasst, die für den Erwerb der 

Fahrerlaubnisse für Kraftfahrzeuge der Klassen B und C1 erforderlich sind. Dieser Unterricht verfolgt keinen 

bloßen Freizeitzweck, da mit dem Besitz der betreffenden Fahrerlaubnisse u. a. beruflichen Anforderungen 

entsprochen werden kann. Für den zu diesem Zweck erteilten Unterricht müsse daher die von der 

Mehrwertsteuerrichtlinie für den „Schul- und Hochschulunterricht“ vorgesehene Befreiung gelten. 

Der EuGH stellt dazu jedoch fest, dass sich der Fahrunterricht vielleicht auf verschiedene Kenntnisse 

praktischer und theoretischer Art beziehen mag. Er bleibt aber ein spezialisierter Unterricht, der für sich 

allein nicht der für den Schul- und Hochschulunterricht kennzeichnenden Vermittlung, Vertiefung und 

Entwicklung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges Spektrum von 

Stoffen gleichkommt und verneint damit eine entsprechende Steuerbefreiung. 

Anmerkung: Dieses Urteil des EuGH wirkt sich aller Voraussicht nach auch auf nahezu alle individuellen 

Fortbildungsmaßnahmen ohne bestimmten Berufsbezug aus, die außerhalb des allgemeinen Schulsystems 

stattfinden. Es steht zu befürchten, dass anderslautende deutsche Rechtsprechung, z. B. der Beschluss 

des Finanzgerichts Köln vom 31.5.2010 zum privaten Schwimmunterricht, nicht mehr zum Tragen kommt. 

9 Vorsorgevollmacht 

Jeder kann durch Unfall, Krankheit oder Alter in die Lage kommen, wichtige Angelegenheiten seines 

Lebens nicht mehr selbstverantwortlich regeln zu können. In einer Vorsorgevollmacht gibt die betroffene 

Person in gesunden Tagen für den Fall einer später eintretenden Geschäfts- oder Einwilligungsunfähigkeit 

(z. B. durch altersbedingten Abbau von geistigen Fähigkeiten) einem anderen die Vollmacht, im Namen der 

betroffenen Person zu handeln. Sie ist nicht nur sinnvoll für ältere Menschen, sondern für jeden. Denn auch 

bei Ehe- und Lebenspartnern dürfen diese im Notfall nicht automatisch füreinander handeln. Bei 

Nichtvorliegen einer Vorsorgevollmacht bestimmt das Gericht, wer für den Betroffenen die Entscheidungen 

trifft (z. B. ein Angehöriger oder auch ein Berufsbetreuer). 

Die Wahl des Bevollmächtigten will gut überlegt sein. Das Vertrauen in die Person ist eine wichtige 

Voraussetzung, da diese im „Ernstfall“ wichtige Entscheidungen z. B. bei medizinischen Behandlungen, bei 

der Auswahl eines Pflegeplatzes und in finanziellen Dingen zu treffen hat. Informationen sind auch auf der 

Homepage des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz unter https://www.bmjv.de – 

Publikationen zu finden. 

10 Grundsteuerreform nimmt konkrete Züge an:  

Die Bundesregierung ist seit mehreren Monaten auf der Suche nach der idealen Reform der Grundsteuer. 

Im April 2019 hat das Bundesfinanzministerium einen Gesetzentwurf vorgelegt, der bei den Ländern zzt. 

der Drucklegung dieses Schreibens heftig umstritten war. Sobald zu dem Thema verlässliche 

Informationen vorliegen, halten wir Sie über dieses Schreiben auf dem Laufenden. 

11 Anhebung der Gleitzone bei Midijobbern ab 1.7.2019 

Liegt das Arbeitsentgelt von Geringverdienern über der 450-€-Grenze, kommen sie in die sog. Gleitzone 

und werden voll sozialversicherungspflichtig. Der Vorteil eines Midijobs in der sog. Gleitzone liegt jedoch 

darin, dass für ihn nur verringerte „Arbeitnehmerbeiträge“ anfallen. 
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Mit dem RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz wird die bisherige „Gleitzone“ zu einem 

sozialversicherungsrechtlichen „Übergangsbereich“ weiterentwickelt. Zusätzlich führen die reduzierten 

Rentenversicherungsbeiträge nicht mehr zu geringeren Rentenleistungen. 

Zum 1.7.2019 erhöht sich die Midijob-Obergrenze von 850 € auf 1.300 €. Für Arbeitgeber ändert sich mit 

den Neuregelungen mit Blick auf die Beitragspflicht nichts. Sie müssen weiterhin für alle vier 

Sozialversicherungsträger ihren Beitragsanteil zahlen. Der beträgt – unabhängig von den reduzierten 

Zahlungen für die Arbeitnehmer – unverändert die Hälfte der Summe auf der Berechnungsbasis des 

erzielten Einkommens.  

Das bisherige Kennzeichen „Gleitzone“ wird in „Midijob“ geändert. Arbeitgeber müssen eine neue 

vorausschauende Betrachtung des regelmäßigen Arbeitsentgelts für betroffene Arbeitnehmer vornehmen. 

Auf dieser Basis entscheidet sich, ob das Arbeitsentgelt innerhalb des neuen Übergangsbereichs liegt und 

verminderte Beiträge zu zahlen sind. 

Midijobber erwarben in der Vergangenheit geringere Rentenleistungen, weil ihre 

Rentenversicherungsbeiträge bis 30.6.2019 nicht aus ihrem tatsächlichen Arbeitsentgelt gezahlt werden, 

sondern aus einer fiktiven reduzierten beitragspflichtigen Einnahme. Dagegen konnten sie aber ihrem 

Arbeitgeber schriftlich mitteilen, dass sie volle Rentenversicherungsbeiträge zahlen möchten. Diese 

Regelung entfällt ab 1.7.2019. Ab diesem Zeitpunkt werden Entgeltpunkte immer aus dem tatsächlichen 

Arbeitsentgelt ermittelt. Für den Arbeitgeber entfällt damit die Pflicht die Verzichtserklärungen 

aufzubewahren. Bestehende Verzichtserklärungen sollten jedoch bis zur nächsten Betriebsprüfung erhalten 

bleiben. 

In den Entgeltmeldungen ist vom Arbeitgeber ab dem 1.7.2019 zusätzlich das tatsächliche Arbeitsentgelt 

für Midijobber anzugeben, damit der Rentenversicherungsträger dieses für die Rentenberechnung 

verwenden kann. Dabei werden die Meldezeiträume bis zum 30.6.2019 und ab 1.7.2019 unterschieden. 

12 Gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit – hier „Heileurythmie“ 

Unter Heileurythmie versteht man eine Form der alternativmedizinischen Bewegungstherapie. Dabei geht 

es in erster Linie darum, den seelischen und körperlichen Zustand eines Menschen wieder in sein 

Gleichgewicht zu bringen. Das kann sowohl nach einer Erkrankung der Fall sein, aber auch zur Prävention 

des Gesundheitszustandes wird Heileurythmie angewandt. In einem Fall aus der Praxis hatte der 

Bundesfinanzhof zu entscheiden, ob es sich dabei um eine Tätigkeit im Rahmen einer selbstständigen 

Arbeit oder eines Gewerbebetriebes handelt, mit dem Nachteil, dass entsprechend Gewerbesteuer fällig 

wird. 

Im entschiedenen Fall hatte eine Heileurythmistin keine Gewerbesteuererklärung abgegeben, da es sich 

ihrer Meinung nach um eine selbstständige Tätigkeit handelt. Das Finanzamt sah das anders und 

begründete die Entscheidung damit, dass es sich hierbei weder um den Katalogberuf des 

Krankengymnasten oder des Heilpraktikers noch um einen ähnlichen Beruf dessen handelt. 

Dem widersprach der Bundesfinanzhof mit seinem Urteil vom 20.11.2018. Nach seiner Auffassung liegt 

ein ähnlicher Beruf vor wie der des Krankengymnasten. Maßgebend dafür ist ein Vertragsabschluss zur 

Durchführung integrierter Versorgung mit anthroposophischer Medizin zwischen dem Berufsverband der 

Heileurythmisten und den gesetzlichen Krankenkassen. Das Vorliegen dieses Vertrags ist ausreichend für 

die Annahme, dass eine ähnliche Tätigkeit wie die des Krankengymnasten oder Physiotherapeuten vorliegt. 

Weitere Voraussetzungen zur Qualifizierung als Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit sind nicht 

erforderlich. 
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13 Steuerfreie „private Veräußerungsgeschäfte“ nach kurzzeitiger 

Vermietung? 

Die Veräußerung eines i d.R. bebauten und vermieteten Grundstücks innerhalb von zehn Jahren nach 

Erwerb durch Privatpersonen unterliegt als „privates Veräußerungsgeschäft“ der Einkommensteuer. Eine 

Ausnahme gilt für Grundstücke, die im Zeitraum zwischen Anschaffung/Fertigstellung und Veräußerung 

eigenen Wohnzwecken dienen oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren 

zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden.  

Das Finanzgericht Baden Württemberg (FG) kommt nunmehr in seiner Entscheidung vom 7.12.2018 zu 

dem Ergebnis, dass der Veräußerungsgewinn für ein Grundstück, das ausschließlich privaten 

Wohnzwecken diente und dazwischen kurzzeitig vermietet wurde, nicht der sog. Spekulationssteuer 

unterliegt. Im entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpflichtiger im Jahr 2006 eine Wohnung und nutzte 

diese bis April 2014 selbst. Anschließend vermietete er die Wohnung von Mai bis Dezember selbigen 

Jahres und veräußerte sie noch im Dezember 2014. Das Finanzamt sah darin einen steuerpflichtigen 

Veräußerungsgewinn.  

Das FG entschied jedoch zugunsten des Steuerpflichtigen. Zwar muss das entsprechende Wohnobjekt in 

den letzten drei Jahren vor der Veräußerung grundsätzlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden sein, 

nicht aber ausschließlich bis zur Veräußerung. Wie in dem vorliegendem Fall kann – nach Auffassung des 

FG – das Objekt in der Zeit zwischen Eigennutzung und anschließender Veräußerung noch übergangsweise 

vermietet werden, ohne dass dieses zur Steuerpflicht führt. Damit soll eine ungerechtfertigte Besteuerung 

nach längerer Eigennutzung vermieden werden, wenn der Wohnsitz z. B. wegen eines 

Arbeitsplatzwechsels aufgegeben werden muss.  

Anmerkung: Das Finanzamt hat Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt. Das Urteil ist für die Praxis 

überraschend und noch nicht rechtskräftig. Die letzte Entscheidung wird der Bundesfinanzhof (BFH) treffen. 

Grundsätzlich sollte hier von zwischenzeitlichen Vermietungen in den letzten drei Jahren bis zur 

Entscheidung des BFH abgesehen werden. 

14 Steuerlicher Verlust durch Ausbuchung wertloser Aktien 

Gewinne aus Aktienverkäufen werden grundsätzlich durch den Einbehalt von 25 % Kapitalertragsteuer und 

die darauf entfallenden 5,5 % Solidaritätszuschlag besteuert. Damit ist die Steuerschuld abgegolten. 

Verluste aus Aktien, die als wertlos eingestuft sind, wurden dagegen vom Finanzamt bisher nicht 

steuerlich berücksichtigt. Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) hat sich nunmehr in seiner Entscheidung 

vom 12.12.2018 für einen Verlustabzug ausgesprochen. 

In dem zu entscheidenden Fall kaufte ein Steuerpflichtiger Aktien, die bereits ein Jahr später als wertlos 

eingestuft wurden. Es waren keine Zahlungen mehr daraus zu erwarten, sodass die depotführende Bank 

die Aktien aus dem Depot des Steuerpflichtigen ausbuchte, ohne dass dieser Ersatz dafür erhielt. Dieser 

Verlust wurde nicht vom Finanzamt anerkannt mit der Begründung, dass es sich hierbei nicht um eine 

Veräußerung handelt. 

Diese Meinung teilte das FFG nicht. Zwar wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass bei einer 

Veräußerung ein Rechtsträgerwechsel vorliegen muss, jedoch kann als Veräußerung z. B. auch die 

Einlösung, Abtretung oder Rückzahlung in eine Kapitalgesellschaft angesehen werden. Außerdem lehnt 

sich das FG an einen Fall an, den der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat, bei dem der Ausfall einer 

privaten Darlehensforderung einen steuerlich anzuerkennenden Verlust darstellt. Des Weiteren sollte es für 

die Person, der der Verlust zuzurechnen ist, keinen steuerlichen Unterschied machen, ob er die Aktie ohne 

Gewinn veräußert oder aufgrund des zu erwartenden Verlustes behält. Das Resultat ist für den 
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Aktieninhaber dasselbe, weshalb der Verlust aus wertlosen Aktien genauso zu behandeln ist, wie der 

Verlust aus einer Darlehensforderung. Ein Verlustabzug ist damit nach Auffassung des FG möglich. 

Anmerkung: Zzt. ist ein Revisionsverfahren beim BFH unter dem Az. VIII R 5/19 anhängig. Betroffene 

Steuerpflichtige können sich in ähnlich gelagerten Fällen auf das Urteil beziehen und Ruhen des Verfahrens 

bis zur Entscheidung durch den BFH beantragen. 

15 Umsatzsteuer bei einheitlicher Leistung – hier: Erstellung einer 

Gartenanlage 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in einem Fall aus der Praxis zu entscheiden, ob bei der Erschaffung einer 

Gartenanlage die notwendigen Lieferungen der Pflanzen als selbstständige Lieferungen mit einem 

ermäßigtem Umsatzsteuersatz von 7 % zu beurteilen ist oder ob hier eine einheitliche komplexe Leistung 

durch die Erschaffung der Gartenanlage selbst vorliegt, die dann insgesamt mit dem Regelsteuersatz von 

19 % zu versteuern ist. In seiner Entscheidung vom 14.2.2019 kam der BFH zu dem Entschluss, dass in 

einem solchen Fall eine einheitliche komplexe Gesamtleistung vorliegt, die mit dem Regelsteuersatz zu 

versteuern ist. 

Die Lieferung der Pflanzen für Gartenbauarbeiten mit dem Ziel eine Gartenanlage zu errichten, ist nicht als 

Nebenleistung zu bewerten, da es sich um ein wesentliches Element bei der Ausführung handelt. Dies gilt 

auch dann, wenn Lieferung und Leistung in verschiedenen Verträgen geregelt und zeitlich unterschiedlich 

durchgeführt werden. 

Bei der Erschaffung der Gartenanlage sind nach Auffassung des BFH die einzelnen Lieferungen und 

sonstigen Leistungen dermaßen miteinander verknüpft und voneinander abhängig, dass eine Aufteilung 

oder Trennung nicht realistisch ist. Dabei ist der Regelsteuersatz anzuwenden. Der ermäßigte Steuersatz 

wäre grundsätzlich bei der Lieferung von Pflanzen anzuwenden; im vorliegenden Fall schloss er die 

Anwendung jedoch aus. 

16 TERMINSACHE: Zuordnung eines gemischt genutzten 

Gegenstands/Gebäudes zum Unternehmen  

Die Zuordnung eines gemischt genutzten Gegenstands zum Unternehmen – mit entsprechender 

Vorsteuerabzugsberechtigung – erfordert eine durch Beweisanzeichen gestützte Zuordnungsentscheidung, 

die zeitnah zu dokumentieren ist.  

Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass die Zuordnungsentscheidung 

spätestens und mit endgültiger Wirkung in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das Jahr, in 

das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden kann. Eine zeitnahe Dokumentation kann 

gegenüber dem zuständigen Finanzamt erfolgen. Der letztmögliche Zeitpunkt hierfür war bis 2018 der 31. 

Mai des Folgejahres. Nachdem die gesetzliche Abgabefrist für Steuererklärungen aber um zwei Monate 

verlängert worden ist, gilt nun der 31. Juli des Folgejahres. Eine frühere Zuordnung im Rahmen einer USt-

Voranmeldung ist natürlich ebenfalls möglich. 

Bitte beachten! Von dieser Regelung sind z. B. Pkw, Gebäude und Photovoltaikanlagen betroffen. 

17 Keine Abschaffung der A1-Bescheinigungen für Auslandsaufenthalte 

Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer sind gesetzlich verpflichtet, jede grenzüberschreitende Tätigkeit innerhalb 

der EU/EWR und der Schweiz beim zuständigen Versicherungsträger anzuzeigen. Dies bedeutet, dass für 
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jede noch so kurze grenzüberschreitende Dienstreise ab dem ersten Tag eine A1-Bescheinigung 

erforderlich ist. Das Entsendeformular A1 bescheinigt, welches Sozialsystem für Versicherte zuständig ist. 

In der Vergangenheit gab es auch Diskussionen, dass Dienst- bzw. Geschäftsreisen aus dem 

Anwendungsbereich der Verordnung durch eine klarstellende Ergänzung noch vor der Europawahl im Mai 

2019 herausgenommen werden sollten. Die ursprünglich erzielte Einigung im Rahmen der Reform der EU-

Verordnung zur Abschaffung der „A1-Bescheinigung“ bei Dienstreisen wurde jedoch vom Ausschuss der 

ständigen Vertreter des Rats abgelehnt. Insofern bleibt der Status quo bis auf Weiteres bestehen, dass 

Geschäftsreisende bei Dienstreisen ins europäische Ausland weiterhin eine „A1-Bescheinigung“ mit sich 

führen müssen! 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Eine Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

18 In eigener Sache ... 

müssen auch wir zugeben, dass uns die jetzige Hitzewelle an unsere Grenzen bringt. Von daher hatten wir 

in dieser Zeit einen früheren Büroschluss; bei Temperaturen über 30 Grad wird dies auch so bleiben. 

Gleichwohl sind wir auch in der früheren Schließungszeit per Email und Anrufbeantworter weiterhin 

erreichbar, so dass Ihre Fragen oder Bedürfnisse direkt am nächsten Vormittag bearbeitet werden können. 

Ich bitte um Verständnis und hoffe in unserer aller Sinne auf ein bisschen Abkühlung. 

 

 

Christine Hartwig StBin  
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